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Vorwort

Der Rechtsirrtum ist keine neue Herausforderung für das Privatrecht, aber
eine besonders hartnäckige. Weder für seine begrifflichen Konturen noch zu
den Voraussetzungen, unter denen er rechtliche Beachtung finden soll, hat sich
in Rechtsprechung und Literatur bisher eine konsentierte Linie herausgebil-
det. Klar ist zwar einerseits, dass diejenigen, die eine irrige Vorstellung von der
Rechtsordnung haben, ihr Verhalten nicht sinnvoll an ihr ausrichten können.
Andererseits besteht ebenso Einigkeit, dass die Rechtsordnung ihre Geltung
nicht davon abhängig machen kann, dass die von ihr adressierten Subjekte sie
stets richtig erfassen. Im Vergleich mit dem strafrechtlichen Pendant eines Ver-
botsirrtums ist die Lage im Privatrecht zudem deswegen zusätzlich kompli-
ziert, weil die Anerkennung eines beachtlichen Rechtsirrtums, etwa als Ver-
schuldenshindernis oder als Anfechtungsgrund, reflexartig negative Folgen für
andere Beteiligte hat. Im Spannungsfeld dieser Ausgangsbefunde sucht die Ar-
beit nach einem sinnvollen Verständnis des Rechtsirrtums sowie einem über-
zeugend ordnenden Zugriff für seine Handhabung im deutschen Privatrecht.

Die Arbeit wurde imWintersemester 2023/2024 von der Juristischen Fakul-
tät derLudwig-Maximilians-Universität alsHabilitationsschrift angenommen.
Für die Veröffentlichung wurden wesentliche Entwicklungen in Literatur und
Rechtsprechung bis zum Sommer 2025 nachgetragen. Die Publikation wurde
durch das Max-Planck-Institut für Steuerrecht und Öffentliche Finanzen mit
einem großzügigen Druckkostenzuschuss gefördert, für den ich mich herzlich
bedanke.

Die Arbeit ist während meiner Tätigkeit als wissenschaftliche Referentin an
diesem Institut entstanden. Mein größter und herzlichster Dank gilt Wolfgang
Schön, der als Direktor der Abteilung für Unternehmens- und Steuerrecht ei-
nen großen Anteil am Entstehen dieser Arbeit hat. Zu danken habe ich ihm
nicht nur für wissenschaftliche Denkanstöße und hilfreiche Anmerkungen zu
meinen Überlegungen, sondern auch für wohlwollende Förderung und vielfa-
che Orientierungshilfen durch klugen Rat. Sein unermüdlicher Zuspruch hat
zudem entscheidend dazu beigetragen, dass die Arbeit überhaupt fertig gewor-
den ist.

Herzlich bedankenmöchte ichmich außerdem bei den beiden weiterenMit-
gliedern des Fachmentorats, Mathias Habersack sowie insbesondere Thomas
Ackermann, der sehr zügig das Zweitgutachten erstellt hat. Der gesamten
Juristischen Fakultät der LMU München danke ich dafür, dass sie mich als
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Habilitandin so freundlich behandelt hat. Ein besonderer Dank gebührt Bea-
te Gsell, die meine Habilitationsphase als Mentorin im Rahmen des LMU-
Mentoringprogramms immer mit offenem Ohr, ehrlichem Rat und vielfältiger
Unterstützung begleitet hat.

Der freundschaftliche Austausch mit Kolleginnen und Kollegen am MPI
und darüber hinaus hat meine Habilitationsphase entscheidend geprägt und
bereichert. Für ihre Zeit, ihre Geduld mit halbfertigen Ausführungen und ihre
kritischen Anmerkungen möchte ich insbesondere Christine Osterloh-Kon-
rad, Daniel Deranco, Martin Fries und Fabian Kratzlmeier herzlich danken,
die Teile der Arbeit vorab gelesen haben, sowie Alexander Hellgardt, von dem
der erste Anstoß zur Befassung mit dem Rechtsirrtum als Habilitationsthema
stammt. Für ihre kollegiale Freundschaft und ebensomotivierende wie lehrrei-
che Gespräche sei außerdemKonradDuden, JakobDürr, Eva Fischer, Andreas
M. Fleckner, Birke Häcker, Caroline Heber, Paul Hintermayer, Aitor Navarro
Ibarrola, Florian Möslein, Andrés Baez Moreno, Erik Röder, Jennifer Trinks
und Tuğçe Yaşar herzlich gedankt.

Die hervorragenden Forschungsbedingungen am MPI basieren zu nicht
geringem Teil auf ebenso hervorragender administrativer Unterstützung. Für
diese danke ich insbesondereGabriele Auer und SimoneWenisch, die alle orga-
nisatorischen Belange stets und oft genug über das erwartbare Maß hinaus im
Blick hatten und haben, sowie Petra Golombek, deren großes Engagement für
die Bibliothek das Forschen und Schreiben am Institut sehr erleichtert. Schließ-
lich sind die studentischen Hilfskräfte am Institut über die Jahre hinweg eine
große Hilfe bei der Erstellung dieser Arbeit gewesen – ihnen allen möchte ich
herzlich danken! In ganz besonderem Maße gilt das für Evgeniya Lechtmann
und ihr unbeirrbar scharfes Auge beim Korrekturlesen.

Zuletzt sei ganz besonders meiner Familie gedankt für all den Beistand, den
es auf demWeg zu einem fertigen Buch braucht. Dass sie die Entstehung dieser
Arbeit mit all ihren Herausforderungen mitgetragen und mit zuversichtlicher
Geduld begleitet hat, weiß ich sehr zu schätzen.

München, im Frühling 2026 Johanna Stark
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Einführung

Wie geht die Privatrechtsordnung um mit demjenigen, dessen rechtlich rele-
vantes Handeln auf einem Rechtsirrtum beruht? Wie sollte sie mit ihm um-
gehen? Die Problematik ist seit der Antike bekannt, bis heute aber nicht in
einer befriedigenden Art und Weise bewältigt worden.1 Anders als der Ver-
botsirrtum im Strafrecht hat der Rechtsirrtum im BGB keine ausdrückliche
gesetzliche Regelung erfahren. Gleichwohl war und ist er als Herausforderung
für eine in sich kohärente und die Interessen der Beteiligten angemessen zu-
sammenführende Privatrechtsordnung stets präsent. Einerseits kann eine
Rechtsordnung ihren Geltungsanspruch nicht davon abhängig machen, dass
sie von ihren Adressaten gekannt und verstanden wird.2 Andererseits sind die
subjektiven Vorstellungen, auf deren Grundlage jemand handelt, in vielerlei
Hinsicht durchaus relevant, wie etwa die Berücksichtigung von Irrtümern in
§119 BGB, Verschuldenserfordnisse in vielen Haftungstatbeständen sowie die
Privilegierung des guten, wenn auch irrigen Glaubens in §892 BGB und §932
BGB sowie die in §812 Abs. 1 S. 1 Alt. 1 BGB geregelte condictio indebiti in
Zusammenschau mit dem Ausschlussgrund des §814 BGB zeigen. Lösungen
für dieses vielschichtige Problem undKriterien für die Unterscheidung von be-
achtlichen und unbeachtlichen Rechtsirrtümern finden sich viele, doch weisen
sie teils in verschiedene Richtungen und es fehlt an einem insgesamt überzeu-
genden Zugriff. Die Arbeit unternimmt es, aufbauend auf einer systematisie-
renden Zusammenschau gegenwärtiger Herangehensweisen an Rechtsirrtü-
mer in verschiedenen privatrechtlichen Kontexten ein theoretisches Gerüst zu

1 Harnos, Geschäftsleiterhaftung bei unklarer Rechtslage (2013), 26: „Der Rechtsirrtum
als Entlastungsinstrument beschäftigt die Wissenschaft und Praxis seit einigen Jahrhunder-
ten. Dennoch ist bislang weder der Rechtsprechung noch dem Schrifttum gelungen, eine
überzeugende Lösung des Problems zu entwickeln“; „[S]chier unüberwindliche[r] Schwie-
rigkeiten“ im österreichischen Zivilrecht diagnostiziert Kramer, ÖJZ 1969, 505: „Wenn man
die verschiedenen, zum Teil vollkommen divergierenden Lösungsversuche für das Problem
des Rechtsirrtums kritisch sichtet, muß man bei unbefangener Betrachtung zu dem Schluß
kommen, daß hier noch alles schwankend ist“.

2 BGH v. 26.1.1983 – IVb ZR 351/81, NJW 1983, 2318, 2321: „Grundsätzlich erfordert
der Geltungsanspruch des Rechts, daß der Verpflichtete das Risiko eines Irrtums über die
Rechtslage selbst trägt und nicht dem Gläubiger zuschieben kann“; dazu auchDamler/Zey-
her, AcP 218 (2018), 905, 905: „Der Rechtsirrtum gehört zu den Schlüsselthemen der Juris-
prudenz. Es ist offenkundig eine Frage von existenzieller Bedeutung, in welchem Umfang
eine Rechtsordnung Devianz aus Unkenntnis ertragen kann, ohne sich selbst aufzugeben“.
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entwickeln, das eine prinzipienorientierte Einordnung sowie eine Erklärung
von auf den ersten Blick unbefriedigenden Divergenzen ermöglicht.

A. Gegenstand und Schwerpunkte der Untersuchung

Bereits die Frage danach, wie sich ein Rechtsirrtum definieren lässt, führt
hinein in grundlegende Fragen der Rechtswissenschaft. Wer irrt, dessen sub-
jektive Vorstellung stimmt in irgendeiner Hinsicht nicht mit der objektiven
Realität überein. Was bedeutet ein solches Auseinanderfallen von subjektiver
Erfahrung und rechtlicher Realität im Bereich des Privatrechts? Von Irrtum
lässt sich sinnvoll nur dort sprechen, wo es auch eine Realität und in Bezug
auf diese eine Wahrheit gibt. Gewiss kann der einzelne Rechtsadressat, zumal
der juristische Laie, sich über denWortlaut eines BGB-Paragraphen irren oder
sich – was der typische Fall sein dürfte – in völliger Unkenntnis über dessen
Existenz, Wortlaut und Regelungsgehalt zugleich befinden. Damit wäre der
Bereich relevanter Irrtümer in Bezug auf das Recht jedoch allzu eng umrissen.
Praktisch relevant sind auch die Fälle, in denen eine an einem Privatrechtsver-
hältnis beteiligte Partei ihr Verhalten mit einer Auslegung einer Rechtsnorm
begründet, die sich im Nachhinein als falsch herausstellt. Wer trägt das Risi-
ko für solch fehlgeleitete Norminterpretation? Gemäß der bereits den Diges-
ten entnommenen Parömie error iuris nocet3 ist es grundsätzlich der Irrende.
Anders ist es in den Fällen von Irrtümern über Tatsachen, welchen das BGB
unter anderem mit der größeren Nachsicht eines Anfechtungsrechts begegnet.
Es überrascht deshalb nicht, dass sich die Debatte um die Behandlung des
Rechtsirrtums in Gesetzgebung, Rechtsprechung und Literatur immer wie-
der auf seine Abgrenzung vom Tatsachenirrtum fokussiert hat. Eine tragfähi-
ge Unterscheidung ist daraus indes nicht hervorgegangen, was manche zu der
Schlussfolgerung veranlasst hat, eine trennscharfe Unterscheidung zwischen
Rechts- und Tatsachenirrtum sei schlichtweg nicht möglich oder bereits die
Frage nach Unterscheidungskriterien falsch gestellt.4Auch derlei resignierende
Äußerungen haben die Diskussion um den adäquaten Umgang mit rechtlichen
Irrtümern im Privatrecht jedoch nicht ganz verstummen lassen. Das dürfte vor
allem daran liegen, dass die Inkongruenz zwischen einer Rechtsnormund ihrer
subjektiven Erfassung durch die von ihr adressierten Rechtssubjekte mit meh-
reren Problemkreisen zusammenhängt, die einige grundsätzliche Fragen jeder
Privatrechtsordnung betreffen:Wie sind der Geltungsanspruch des Rechts, die
Abhängigkeit einer erwünschten verhaltenssteuerndenWirkung dieses Rechts
von individueller Normkenntnis und die steigende Komplexität des Rechts
miteinander vereinbar? Wie vertragen sich das strukturgebende Prinzip der

3 D 22, 6, 9; s. dazu 1. Teil: A. I. 1.
4 So Rittner, in: FS von Hippel, 391, 392.
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Privatautonomie und der Grundsatz pacta sunt servanda mit unvollständiger
Rechts- und Rechtsfolgenkenntnis des einzelnen Privatrechtssubjekts? Wie ist
im Privatrecht umzugehenmit den objektiven Erkenntnisgrenzen in Bezug auf
subjektive Irrtümer als innere Tatsachen und mit den Manipulationsgefahren,
die sich in antagonistischenKonstellationen aus der unzureichenden Beobacht-
barkeit und folglich nur indirekten Beweisbarkeit solcher Tatsachen ergeben?

Ausgangsbefund der Arbeit ist, dass die Behandlung des Rechtsirrtums im
Privatrecht sowohl durch die Rechtsprechung als auch durch das Schrifttum
bisher in mancher Hinsicht Fragen offenlässt. Das primäre Anliegen ist es des-
halb, in Gesetzgebung, Rechtsprechung und Literatur vorhandene Strukturen
in der Handhabung des Rechtsirrtums herauszuarbeiten und kritisch zu hin-
terfragen. Das Fehlen einer kohärenten Erfassung rechtsirrtümlichen Verhal-
tens im Privatrecht zeigt sich unter anderem daran, dass der Rechtsirrtum in
verschiedenen Bereichen unterschiedlich behandelt wird und sich seine Rechts-
folgen, so der bisweilen geäußerte Eindruck, einer Systematisierung hartnäckig
entziehen.5

Angesichts dieser „Unordnung“ ist das Rechtsirrtumsproblem bisweilen als
eines verstanden worden, das allein oder jedenfalls primär mit den Mitteln des
Zivilprozessrechts im weiteren Sinne gelöst werden kann, etwa mit Beweisbar-
keitsanforderungen und Kostentragungsregeln. Aus diesem Blickwinkel hat
in jüngerer Zeit insbesondere Scheuch den Rechtsirrtum monographisch be-
handelt und zwischen der Dimension Anspruchsverfolgung und der Dimensi-
on Verteidigung gegen Ansprüche unterschieden.6 In beiden Konstellationen
kann ein Rechtsirrtum dazu führen, dass die Aussichten eines bestimmten
Vorgehens unter- oder überschätzt werden. Das von Scheuch entworfene Qua-
drantensystem – bestehend aus einer rechtsirrtumsbedingten Anspruchsver-
folgung und dem Verzicht auf eine solche Verfolgung sowie der rechtsirrtums-
bedingten Verteidigung gegen Ansprüche oder dem Verzicht auf eine solche
Verteidigung – hat den Vorteil, dass sie ausgehend von der materiellrechtlichen
Anspruchsbeziehung (§194 Abs. 1 BGB) einen Boden schafft für einen sehr
umfassenden strukturierten Blick auf all die vielen Einfallstore der Rechtsirr-
tumsproblematik in privatrechtliche Beziehungen. Zugleich ebnet sie den Weg
für die Einbeziehung prozessualer Wertungen.

Diese Untersuchung nimmt demgegenüber eine materiellrechtliche Per-
spektive ein. Der Fokus der Arbeit liegt deshalb nicht auf den Besonderheiten
undHerausforderungen, die der prozessuale Umgangmit rechtlichen Irrtums-
lagen mit sich bringt, insbesondere Beweisbarkeitsproblemen und Manipula-

5 Mayer, Der Rechtsirrtum und seine Folgen im bürgerlichen Recht (1989), 279, 290;
Damler/Zeyher, AcP 218 (2018), 905, 929: „(Rechts-)Irrtumsdoktrin inzwischen fast kon-
turenlos“.

6 Scheuch, Rechtsirrtum und Rechtsungewissheit (2021), 11ff. zur Unterteilung seiner
Untersuchung in vier Quadranten.
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tionsgefahren.7 Querverbindungen zu diesen Fragen werden jedoch insofern
behandelt, als der Grund für die prozessualen Herausforderungen aus mate-
riellrechtlicher Sicht durchaus relevant ist: Irrtümer sowohl in faktischer wie
auch in rechtlicherHinsicht zählen zu den inneren Tatsachen, die als subjektive
Tatbestandsmerkmale einer direkten empirischen Beobachtung in der Regel
nicht zugänglich sind.8

Auch die Dimension der unberechtigten Rechtsverfolgung erfährt in die-
ser Arbeit keine vertiefte Behandlung.9 Das liegt daran, dass die Diskussion
um den adäquaten Umgang mit einer Anspruchsberühmung oder auch Ge-
staltungsrechtsberühmung ohne einen starken prozessualen Einschlag nicht
sinnvoll zu führen ist. Denn die Debatte entzündet sich insbesondere an der
Frage, ob die unberechtigte Geltendmachung unterschiedlich zu behandeln ist,
je nachdem, ob sie im Rahmen eines staatlichen Gerichtsverfahrens erfolgt.
Die Inanspruchnahme staatlicher Verfahren zur Rechtsverfolgung soll grund-
sätzlich nicht sorgfaltswidrig sein, wenn sie auf einem „plausiblen“ Rechts-
standpunkt beruht;10 die Privilegierung des Putativgläubigers im prozessua-
len Rahmen gründet sich auch darauf, dass im Gegenzug die Interessen des
Gegners durch prozessuale Instrumente wie §§717 Abs. 2, 945 ZPO geschützt
werden.11 Da Dreh- und Angelpunkt der Debatte um die Haftung für die au-
ßergerichtliche Geltendmachung nicht bestehender Ansprüche und Rechte ge-
rade die Abstimmung mit den Privilegien bei einer Inanspruchnahme staatlich
geregelter Verfahren ist, klammert die vorliegende Arbeit diesen Problemkom-
plex aus.

7 Obwohl der noch vorgelagert relevante Risikozuweisungsmechanismus der Beweis-
lastverteilung nach deutschem Verständnis zum Bereich des materiellen Zivilrechts gehört,
wird auch er in dieser Untersuchung weitgehend ausgeklammert.

8 S. Engert, in: GS Unberath, 91, 106 mit dem Hinweis, dass das Gericht, um die ihn
entlastende Rechtsansicht eines Schuldners zu verifizieren, „dem Sünder ins Herz blicken“
müsste.

9 S. dazu aus jüngerer Zeit Thole, AcP 209 (2009), 498; Hofmann, ZfPW 2018, 152;
Scheuch, Rechtsirrtum und Rechtsungewissheit (2021), 207ff. m.w.N.; zur unberechtigten
Verweigerung der Rückabwicklung eines Vertragsverhältnisses wegen eines Irrtums über
die Wirksamkeit einer Anfechtung s. jedoch die Beispielsfälle 9 und 10 sowie Beispielsfall
18 zur Haftung wegen Vollstreckung auf einem sittenwidrig erschlichenen Vollstreckungs-
bescheid, unten C. II.

10 S. bereits BGH v. 7.3.1956 – V ZR 106/54, NJW 1956, 787, 788; besonders deutlich zur
Privilegierung des Putativgläubigers gegenüber dem Putativschuldner BGH v. 11.6.2014 –
VIII ZR 349/13, NJW 2014, 2717, Rn. 33: „Diese Rechtsprechung beruht auf der Erwägung,
dass dem Gläubiger die Durchsetzung seiner Rechte unzumutbar erschwert würde, wenn
man von ihm verlangte, die sicher nur in einem Rechtsstreit zu klärende Berechtigung einer
geltend gemachten Forderung schon im Vorfeld oder außerhalb eines Rechtsstreits voraus-
zusehen [Nachweise]. Der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt entspricht der Gläubiger dem-
gemäß regelmäßig schon dann, wenn er sorgfältig prüft, ob der eigene Rechtsstandpunkt
plausibel ist“.

11 Scheuch, Rechtsirrtum und Rechtsungewissheit (2021), 216 m.w.N.; krit. Damler/
Zeyher, AcP 218 (2018), 905, 931–932.
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B. Zielsetzung und Gang der Untersuchung

Die primäre Zielrichtung der Arbeit ist eine analytische, keine rechtspolitische:
Zunächst geht es darum, auf der Grundlage einer theoretischen Annäherung
an die Figur des Rechtsirrtums den bisherigen und gegenwärtigen Umgang
mit Rechtsirrtumskonstellationen im geltenden deutschen Privatrecht zu un-
ternehmen. Die darüber hinausgehende Frage, wie eine Privatrechtsordnung
mit demRechtsirrtum umgehen sollte, ist mit einer solchen Umschau nicht zu-
gleich beantwortet. Der angemessene Umgang mit dem Rechtsirrtum im Pri-
vatrecht soll nicht im Sinne eines von den aktuellen Gegebenheiten losgelösten
Idealentwurfs entwickelt werden – die Leistungsfähigkeit eines solchen Ideal-
entwurfs als Folie für die begründete Auflösung von Rechtsirrtumskonstella-
tionen anhand des geltenden Privatrechts wäre naturgemäß begrenzt.

AusgangspunktderSuchenachdemangemessenenUmgangmitdemRechts-
irrtum ist deshalb die Frage, ob der bereits praktizierteUmgang, wie er sich aus
den gesetzlichen Vorgaben und der sie anwendenden Rechtsprechung ergibt,
so geordnet werden kann, dass sich daraus ein im Großen und Ganzen belast-
baresGerüst im SinnewohlbegründeterKriterien für seine Beachtlichkeit oder
Unbeachtlichkeit ergibt. Der praktische Umgang mit rechtsirrtümlichem Ver-
halten in den betrachtetenKonstellationen erscheint weniger inkohärent, wenn
man die unterschiedlichen Konfigurationen der dahinterstehenden Wertun-
gen sowie die unterschiedlich gelagerten Interessenkonflikte mit in den Blick
nimmt. Einzelne nicht zu diesen Kriterien passende Entscheidungen sind bei
einem solchen Vorgehen nicht per se problematisch, sondern können als falsch
gelöste Fälle benannt werden. Zu viele derartige „Ausreißer“ aber würden die
Stabilität des Ordnungsgerüsts in Frage stellen.

In ihrem ersten Teil nähert sich die Arbeit der Figur des Rechtsirrtums aus
verschiedenen grundlagenwissenschaftlichen Perspektiven, aus denen die Viel-
schichtigkeit der Problematik deutlich wird; Gegenstand eines zweiten Teils
sind die Erscheinungsformen des Rechtsirrtums in verschiedenen Bereichen
des deutschen Privatrechts, wobei Rechtsirrtumskonstellationen in mehr-
facher Hinsicht geordnet werden: Zum einen erfolgt eine Sortierung in drei
unterschiedlich gelagerte Kategorien von erstens dem Rechtsfolgenirrtum als
potentiellem Anfechtungsgrund, zweitens dem Rechtsirrtum als potentiellem
Verschuldenshindernis und drittens der etwa durch die Regelungen des sachen-
rechtlichen Gutglaubensschutzes bewirkten gesetzlichen Privilegierung be-
stimmter Arten von Rechtsirrtümern. Zum anderen zeigt die innerhalb dieser
Kategorien angebotene Analyse der Fallkonstellationen, dass die Beachtlich-
keit oder Unbeachtlichkeit eines Rechtsirrtums in konkreten Fällen als Ergeb-
nis einer am Ende des theoretischen Teils der Arbeit näher erläuterten sowohl
verhaltens- als auch ergebnisbezogenen Abwägungslogik verstanden werden
kann. In vielen Bereichen lässt sich diese Abwägungslogik bereits aus dem vor-
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handenen Material destillieren. Wo dies nicht der Fall ist, argumentiert die
Arbeit für eine Neuorientierung nicht zwingend im Sinne anderer Ergebnisse
zur Beachtlichkeit oder Unbeachtlichkeit von Rechtsirrtümern, wohl aber im
Sinne anderer Begründungen.

Insofern hat das angebotene Ordnungssystem auch einen normativen An-
spruch. Es geht nicht nur darum, den tatsächlichen Umgang mit Rechtsirr-
tumskonstellationen nachvollziehbar zu systematisieren. Ziel der Arbeit ist
eine Ordnung, die auch die Richtigkeit der ihr folgenden Abwägung erkennen
lässt.

I. Grundlagenteil

Der grundlagenorientierte Teil der Untersuchung hat neben einer begrifflichen
und rechtsökonomischen Annäherung einen rechtsphilosophischen und einen
privatrechtstheoretischen Schwerpunkt. Der rechtsphilosophische Teil basiert
auf der Prämisse, dass subjektive Fehlvorstellungen in Bezug auf Rechtsnor-
men unterschiedliche Fragen aufwerfen abhängig von der Perspektive, aus der
man auf die Rolle und Funktionsweise dieser Normen in einem staatlichen
Rechtssystem blickt. Rechtsnormen lassen sich einerseits als soziale Praxis, an-
dererseits als directive standard, als Quelle von Handlungsgründen verstehen.
Das Recht hat, mit den Worten von Finnis anlässlich der wegweisenden Ent-
scheidungKleinwort Benson12 zur Anerkennung des Rechtsirrtums als Grund
für einen Bereicherungsanspruch im englischen Recht, ein „Doppelleben“:

„It is in force as a matter of fact; historians and contemporary observers can describe –
and make predictions about – its content and effect by attending to the opinions and
practices prevalent among certain persons and groups, especially courts and their
officers. But it has its force by directing the practical reasoning of those persons and
groups.“13

Die Fragen, die sich aus diesem Doppelleben ergeben, sind überwiegend dem
Bereich der Rechtstheorie zuzuordnen: In welchem Verhältnis stehen Rechts-
geltung im Sinne tatsächlicher Normbefolgung und Rechtsgeltung im Sinne
eines normativen Geltungsanspruchs zueinander? Aus welchen Quellen oder
prinzipiellen Erwägungen ergibt sich die Normativität des Rechts? Wie lässt
sich Normgeltung unabhängig von der Normkenntnis ihrer Adressaten kon-
struieren?

Die privatrechtstheoretische Annäherung richtet den Blick darauf, welche
Besonderheiten das Rechtsirrtumsproblem gerade im Privatrecht hat. Augen-
fälligster Unterschied insbesondere zur Situation im Strafrecht sind die Re-
flexwirkungen eines beachtlichenRechtsirrtums für andere Beteiligte: Erkennt

12 Kleinwort Benson Ltd. v. Lincoln City Council [1998] 3 W.L.R. 1905.
13 Finnis, 115 Law Q. Rev. 170; s. dazu 1. Teil: C. I. 1.
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man etwa eine verschuldenshindernde Wirkung des Rechtsirrtums an, treffen
die negativen Folgen dieser Nachsicht mit dem Irrenden quasi spiegelbildlich
ein anderes Privatrechtssubjekt, welches für den Irrtum unter Umständen
ebenfalls „nichts kann“. Eine Einordnung der Irrtumsproblematik vor dem
Hintergrund der verschiedenen Regelungsziele privatrechtlicher Normen ist
schließlich die Grundlage für eine zweidimensionale Abwägungsmatrix aus
verhaltens- und ergebnisbezogenen Überlegungen, anhand derer sich die
Gründe für und gegen eine Beachtlichkeit des Rechtsirrtums in privatrecht-
lichen Konstellationen sortieren lassen.

II. Erscheinungsformen des Rechtsirrtums im deutschen Privatrecht

Der dritte Teil der Arbeit, der sich verschiedenen Erscheinungsformen des
Rechtsirrtums im deutschen Privatrecht widmet, basiert methodisch auf ei-
ner Auswertung der Rechtsprechung von RG und BGH sowie ausgewählter
instanzgerichtlicher Entscheidungen, die sich dem Themenkomplex Rechts-
irrtum zuordnen lassen. Besonderes Augenmerk gilt den Gründen und Ar-
gumentationsmustern, die für oder gegen die Beachtlichkeit eines Rechtsirr-
tums in verschiedenen privatrechtlichen Kontexten und Fallkonstellationen
angeführt werden. Vor dem Hintergrund der Ergebnisse des grundlagenori-
entierten Teils, insbesondere der zweidimensionalen Abwägungsmatrix be-
stehend aus verhaltens- und ergebnisbezogenen Überlegungen, untersucht die
Arbeit den Umgang mit Rechtsirrtümern in verschiedenen Bereichen des Pri-
vatrechts. Dabei orientiert sie sich grob an den Rechtsfolgen, die sich bei An-
erkennung eines beachtlichen Rechtsirrtums ergeben (Anfechtungsmöglich-
keit einer Willenserklärung, mangelndes Verschulden bzgl. einer Rechts- oder
Pflichtverletzung, Erwerb und Verlust dinglicher Rechte, bereicherungsrecht-
liche Rückabwicklung von Vermögensverschiebungen).

Ein Blick insbesondere auf die BGH-Rechtsprechung zeigt eine prima facie
wenig kohärente Kasuistik, die sich vor allem durch eine starke Rechtsfolgen-
orientierung erklären lässt. Wenn es sich um einen Irrtum handelt, der recht-
liche Folgen haben soll, sei es ein Anfechtungsrecht, sei es der Wegfall eines
schuldrechtlichen Fahrlässigkeitsvorwurfs (§276 BGB), sei es dieWirksamkeit
einer eigentlich verspäteten Erbausschlagung (§1943 BGB), dann wird dieser
als Tatsachenirrtum aufgefasst. Besonders deutlich zeigt sich diese Rechts-
folgenorientierung an der Diskussion über die Abgrenzung zwischen beacht-
lichem Irrtum über die „wesentlichen“ Rechtsfolgen einer Willenserklärung,
in dem ein Inhaltsirrtum im Sinne von §119 Abs. 1 Alt. 1 BGB liegt, und einem
unbeachtlichen Motivirrtum über weitere Rechtsfolgen, die sich erst reflex-
artig aus anderen gesetzlichen Regelungen ergeben. Mit dieser Unterscheidung
ist jedoch wenig gewonnen, weil sich das Abgrenzungsproblem in allzu vielen
Fällen dadurch lediglich verlagert auf die Frage, welche Rechtsfolgen noch zu
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den wesentlichen, sich aus der Erklärung selbst unmittelbar ergebenden zählen
und welche erst mittelbar aus dem Zusammenspiel mit weiteren Rechtsnormen
folgen. Es entsteht der Eindruck, dass immer neue Differenzierungen zu einer
terminologischen Komplexität beitragen, die letztlich nicht verdecken kann,
dass es auf eine Einzelfallbetrachtung hinausläuft, die den Anschein eines „von
hinten aufgezäumten“ Pferdes hat. So wurde der Irrtum eines Großaktionärs,
der sich über die Auslösung eines Vorkaufsfalls beim Verkauf eines Aktien-
pakets an seine beiden Söhne irrte, als einer über lediglich mittelbare Neben-
wirkungen angesehen, der ihn nicht zur Anfechtung des Verkaufsgeschäfts
gem. §119 Abs. 1 Alt. 1 BGB berechtigte.14Dagegen lag nach Ansicht des BGH
ein beachtlicher Irrtum vor im Fall eines unter Beschwerungen eingesetzten
Alleinerben, der davon ausging, er würde bei einerAusschlagung der Erbschaft
auch seinen Anspruch auf den Pflichtteil verlieren; die Annahme der Erbschaft
war deshalb anfechtbar.15 Aus zahlreichen weiteren Entscheidungen lässt sich
ersehen, dass die gegenwärtige Unterscheidung zwischen unbeachtlichen und
beachtlichen Fehlvorstellungen beim Rechtsfolgenirrtum letztlich nicht über-
zeugt.

Der Eindruck einer diese Unterscheidung überlagernden Rechtsfolgenori-
entierung ist zwar ein Indiz dafür, dass diejenigen Abgrenzungskriterien, die
als Leitmaßstab vorangestellt werden, keine tragfähigeWeichenstellung für die
Praxis leisten. Das bedeutet freilich nicht, dass die Rechtsprechungspraxis eine
ordnungsfreie Ansammlung willkürlicher Einzelfallentscheidungen wäre –
vielmehr gibt ein solcher Befund Anlass zu klären, ob sich aus dem Gesamt-
bild der praktischenHandhabungAbgrenzungskriterien destillieren lassen, die
eine sinnvollere Sortierung von Fällen ermöglichen. So wird in den wenigen
Entscheidungen, die einem Rechtsirrtum ausnahmsweise doch Beachtlichkeit
zuerkennen, oft auf die einem Rechtslaien unzumutbare Kenntnis mancher
komplexen Rechtslage verwiesen. Im erbrechtlichen Kontext wird dem Laien
zugestanden, dass er den Aussagegehalt und die Rechtsfolgen etwa des §2306
Abs. 1 BGB nur sehr schwer verstehen könne und schon eine Parallelwertung
in der Laiensphäre eine unbillige Überforderung bedeuten würde.16 Diese
Wertung setzt sich fort in der Überlegung, dass der Laie das Risiko eines Irr-
tums über solche Normen und die sich daraus ergebenden Rechtsfolgen seiner
Willenserklärungen nicht ohne Ausweg tragen soll. Mittels Anfechtung kann
er sich von der Erklärung lösen und haftet in der Folge lediglich gem. §122BGB
auf einen eventuell entstandenen Vertrauensschaden.

In der etwas anders gelagerten Diskussion über die Konsequenzen recht-
licher Irrtümer im Kontext der Verschuldenshaftung zeigt sich eine ähnliche
Problematik.17Hier dominiert in der Rechtsprechung ein Verständnis des indi-

14 OLG Stuttgart v. 28.10.1985 – 5 U 202/84, JZ 1987, 570.
15 BGH v. 5.7.2006 – IV ZB 39/05, BGHZ 168, 210.
16 S. 2. Teil: A. III. 3. a) bb) (1).
17 S. etwa Ackermann, in: FS Köhler, 1, 2: „Vielmehr lassen die Gerichte in bestimmten
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viduellen Rechtsirrtums als tatsächlicher Prognosefehler des Normadressaten
in Bezug auf eine zukünftige hypothetische Gerichtsentscheidung: Beachtlich
ist der rechtliche Irrtum des Einzelnen nach ständiger Rechtsprechung dann,
„wenn er mit einer von seiner rechtlichen Auffassung abweichenden Beur-
teilung durch die Gerichte nicht zu rechnen brauchte“18. Diese Formel stellt
hohe, wenngleich nicht unüberwindbare Hürden für den entschuldigenden
Rechtsirrtum auf. Zu denKonstellationen, in denen eine Pflichtverletzung auf-
grund eines Rechtsirrtums als nicht einmal fahrlässig eingestuft wird, zählen
eine „besonders unklare Rechtslage“ sowie eine überraschende Änderung der
höchstrichterlichen Rechtsprechung. Sowohl das Kriterium „besonders un-
klar“ wie auch der Begriff „überraschend“ lassen jedoch reichlich Raum für
eine prima facie wiederum rechtsfolgenorientierte Beurteilung verschiedener
Fallkonstellationen.Auch in diesemPunkt ist zu klären, ob sich aus demRecht-
sprechungspanorama Anhaltspunkte dafür ergeben, dass es bereits de lege lata
eine prinzipiengeleitete Unterscheidung nach Art und Maß der Rechtskennt-
nis gibt, die bei den jeweiligen Normadressaten unter dem Aspekt sorgfältiger
Verkehrskreisteilnahme vorausgesetzt werden kann.

In besonderer Schärfe stellt sich die Frage nach einem Verschuldensentfall
wegen Rechtsirrtums im Rahmen der deliktischen Haftung. Hier führt das
Irrtumsproblem zudem hinein in die Debatte über Vorsatz- und Schuldtheorie
im Privatrecht. Gemäß der im Privatrecht herrschenden Vorsatztheorie19 muss
sich der Vorsatz nicht nur auf den schädigenden Erfolg, sondern auch auf die
Rechtswidrigkeit des eigenen Handelns beziehen. Wenn ein Rechtsirrtum die
subjektive Erfassung dieser Rechtswidrigkeit verhindert, steht er einem Vor-
satzverschulden entgegen, ohne dass es auf die Vermeidbarkeit des Irrtums
noch ankommen kann. In den meisten Fällen tritt an die Stelle der Vorsatz-
haftung jedoch die Fahrlässigkeitshaftung, die zum selben Ergebnis führt. Un-
terschiede ergeben sich indes im Falle vertraglich oder gesetzlich (etwa in §826
BGB) auf Vorsatz beschränkter Haftung. Gemäß der im Strafrecht herrschen-
den Schuldtheorie, die zu einer dreigliedrigenUnterteilung des Tatbestandsmit
zusätzlichem Schuldelement führt, lässt ein Irrtum über die Rechtswidrigkeit
des eigenen Handelns lediglich dieses Schuldelement entfallen und dies auch
nur dann, wenn der Irrtum unvermeidbar war. Dies führt insbesondere bei der
Verletzung eines strafrechtlichen Schutzgesetzes im Rahmen von §823 Abs. 2

Konstellationen hinreichende Bemühungen des Schädigers um die Klärung der Rechtslage
als Entlastungsgrund genügen, ohne ihn mit dem Risiko einer dadurch nicht zu beseitigen-
denUnklarheit zu belasten, während in anderen Situationen […] das Betreten der rechtlichen
Grauzone als solche den Verschuldensvorwurf trägt“.

18 So bereits BGHv. 19.9.1957 –VII ZR 423/56, BGHZ25, 211; s. auch BGHv. 26.1.1983 –
IVbZR351/81,NJW1983, 2318; BGHv. 24.10.1984 – IVbZR43/83,NJW1985, 486, Rn. 488;
BGH v. 18.12.1997 – I ZR 79/95, GRUR 1998, 568, Rn. 28; BGH v. 13.10.2015 – II ZR 23/14,
NZG 2015, 1282.

19 Grundlegend RG v. 29.9.1909 – I 310/08, RGZ 72, 4, 6f.; dazu Mayer-Maly, AcP 170
(1970), 133, 154f.
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BGB zu der Frage, ob die Irrtumsfolgen nach der Irrtumsdogmatik des Straf-
rechts (Schuldtheorie) oder des Zivilrechts (Vorsatztheorie) zu beurteilen sind.

Die Handhabung des Vermeidbarkeitskriteriums im Kontext der Verschul-
denshaftung muss auch die Rolle von Intermediären und die Auswirkungen
professioneller Rechtsberatung berücksichtigen. Besondere Relevanz hat die-
ser Aspekt für die Konturen der gesellschaftsrechtlichen Innenhaftung von
Geschäftsleitern in Kapitalgesellschaften, die im Nachgang der ISION-Ent-
scheidung20 des BGH intensiv diskutiert worden sind. Obwohl die Haftungs-
tatbestände dieser gesellschaftsrechtlichen Geschäftsleiterhaftung außerhalb
des BGB geregelt sind, haben die grundsätzlichen Aussagen zur verschuldens-
hindernden Wirkung professioneller Rechtsberatung (außerhalb des Anwen-
dungsbereiches von §278 BGB) doch Bedeutung auch für den allgemein privat-
rechtlichen Kontext.

Im Sachenrecht des BGB finden sich Regelungen, die bestimmte Arten von
Rechtsirrtümern insofern privilegieren, als sie die Wirksamkeit eines von sol-
chen Irrtümern behafteten Rechtserwerbs vorsehen. Diese Funktion erfüllen
insbesondere solche Vorschriften, die den guten (wenn auch irrigen) Glauben
einer Person schützen: §892 BGB und §932 BGB erklären den Irrtum des Er-
werbers einer unbeweglichen bzw. beweglichen Sache für beachtlich, indem sie
den Irrenden im Ergebnis so stellen, als sei seine Vorstellung von der Eigen-
tumslage an der betroffenen Sache richtig gewesen. Anders als §892 BGB, der
den guten Glauben an die Richtigkeit des Grundbuchs auch dann privilegiert,
wenn dieser Glaube auf grober Fahrlässigkeit beruht,21 enthält §932 Abs. 2
BGB jedoch ein Verschuldenselement: Da der Besitz einer beweglichen Sache
einen weniger starken Rechtsschein vermittelt als das Grundbuch, schließt der
grob fahrlässige Glaube an die Eigentümerstellung des Besitzers einen gutgläu-
bigen Erwerb aus. In Abweichung von §276 Abs. 2 BGB soll hier nach herr-
schender Meinung ein rein objektiver Fahrlässigkeitsmaßstab ohne Rücksicht
auf subjektive Entlastungsmöglichkeiten zu Anwendung kommen, damit im
Rechtsverkehr gleichmäßige Mindestanforderungen für den gutgläubigen Er-
werb beweglicher Sachen gelten.22

Da die paradigmatischen Kernfälle des Bereicherungsrechts eine Rück-
abwicklung irrtümlich vorgenommener Leistungen betreffen, verwundert es
nicht, dass die Debatte um den Rechtsirrtum sich – auch in der international
rechtsvergleichenden Umschau23 – zu nicht geringen Teilen in diesem Rechts-

20 BGH v. 20.9.2011 – II ZR 234/09, NJW-RR 2011, 1670.
21 Ausgeschlossen ist der gutgläubige Erwerb nur im Falle positiver Kenntnis von der

Unrichtigkeit des Grundbuchs; fahrlässige Nichtkenntnis der Unrichtigkeit schadet dem
guten Glauben nicht, vgl. bereits RG v. 7.7.1917 – V 66/17, RGZ 90, 395, 398.

22 Oechsler, in: MüKo BGB9, §932 Rn. 47 m.w.N.
23 Hier ist insbesondere die intensive Diskussion im englischen Recht im Nachgang der

Kleinwort-Benson-Entscheidung (Kleinwort Benson Ltd. v. Lincoln City Council [1998] 3
W.L.R. 1905) zu nennen, s. in diesem Zusammenhang auch Beatson, in: Burrows/Rodger of
Earlsferry (Hrsg.), Mapping the Law: Essays in Memory of Peter Birks, 163; Birks, 53 Curr.
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